
S A T Z U N G

der Ortsgemeinde Brandscheid 
über den 

Bebauungsplan "Altefeld"

Der Ortsgemeinderat von Brandscheid hat in seiner Sitzung am 
07.August 1995 aufgrund der §§ 2, 10 BauGB vom 08.12.1986 
(BGBL I S. 2253) in Verbindung mit § 24 GemO vom 31.01.1994 
(GVBL S. 153), in der jeweils gültigen Fassung, den Bebauungs
plan "Altefeld" als Satzung beschlossen:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen die nachstehend 
aufgeführten Grundstücke in der Gemarkung Brandscheid:

Teilgeltungsbereich 1 "Altefeld"

Flur 10,
Flurstücke: 422 - 430, 800 - 807 (teilw.), 837 - 848, 858, 859,

Teilgeltungsbereich 2 "Mühlbach" (Ausgleichs- bzw. Ersatz flächen) 

Flur 16,
Flurstücke: 1314/1, 1324/1, 1562 (teilw.), 1568 (teilw.) und

§ 1

867 - 868 (teilw.), 874 (teilw.), 1463 - 1465, 1466/1, 
1539/1 (teilw.), 1540, 1543/1 (teilw.), 1544/1,
1544/2 (teilw.), 1545/1 (teilw.)

1569 Gegei die Satzung werden



Bestandteil dieser Satzung ist

1. die Bebauungsplanurkunde (Lageplan mit Text),
2. die zur Bebauungsplanurkunde gehörenden Textfestsetzungen,
3. die Begründung.

§ 3

Die Satzung wird gemäß § 12 BauGB mit dem Tage der Bekannt
machung rechtsverbindlich.

§  2

Brandscheid, den 03. AO. /6 3 5 Ortsgemeinde Brandscheid

Schäfer, Ortsbürgermeister
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Begründung zum Bebauungsplan ’Altefeld' (einschließlich seines zweiten Teilgeltungsbereiches 
'Mühlbach’) der Gemeinde Brandscheid und zur Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Verbandsgemeinde Westerburg im Parallelverfahren § 8 (3) BauGB

1.0 Räumlicher Geltungsbereich

Der Teilgeltungsbereich 1 ’ Altefeld ’ ist am südöstlichen Ortsrand Brandscheids gelegen und umfaßt in 
Flur 10
• die Flurstücke 422 bis 430, 800 bis 807 (tlw.), 837 bis 848, 858, 859, 867 bis 868 (tlw.), 874 (tlw .);
• die Wegeparzellen 1539/1 (tlw.), 1540,1543/1 (tlw.), 1544/1,1544/2 (tlw.), 1545/1 (tlw.) und
• die Grabenparzellen 1463 bis 1465 sowie 1466/1.

Der zweite Teilgeltungsbereich 1 Mühlbach ’ - die Fläche für naturschutzrechtlich erforderliche 
Ausgleichs- bzw, Ersatzmaßnahmen - ist ca. 600 m nördlich der Ortslage gelegen und umfaßt
• die Flurstücke 1314/1 und 1324/1 ;
• die Wegeparzellen 1562 (tlw.), 1568 (tlw.) und 1569.

Von der Änderung des Flächennutzungsplanes sind lediglich die östlichen Abschnitte des 
Teilgeltungsbereiches 1 (östlich der Wegeparzelle 1540 ’lm Alten Feld’) betroffen.

2.0 Darstellungen des Flächennutzungsplanes (FNP)

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Westerburg ist der westliche Abschnitt 
der jetzt für eine Bebauung vorgesehenen Flächen als Wohnbaufläche dargestellt; der östliche 
Abschnitt ist bisher als Fläche für die Landwirtschaft enthalten. Um die Flächen im vorgesehenen 
Umfang für eine wohnbauiiche Nutzung zu mobilisieren, ist für den östlichen Abschnitt des 
Bebauungsplangebietes die Änderung des Flächennutzunqspianes erforderlich. Die hier bisher als 
landwirtschaftliche Flächen enthaltenen Bereiche sollen im FNP künftig als Wohnbauflächen dargestellt 
werden. Die Gründe für eine Erweiterung der Siedlungsflächen Brandscheids sind zum einen im 
anhaltenden Nachfragedruck nach verfügbaren Wohnbaugrundstücken zu suchen; zum anderen sind 
die bisher unbebauten Flächen im Bereich der dargesteilten Wohnbauflächen am südöstlichen 
Ortsrand nur eingeschränkt einer wohnbaulichen Nutzung zuzuführen, da sich hier für die Dorfökologie 
wichtige innerörtliche Grünbereiche etabliert haben, die erhalten werden sollen.

Der 2. Teilgeltungsbereich wird im FNP als Fläche für Land- oder Forstwirtschaft dargestellt. Die jetzt 
für diesen Bereich vorgesehene extensive Grünlandbewirtschaftung steht einer solchen Darstellung der 
allgemeinen Nutzung dieser Flächen nicht entgegen, sodaß hier keine Änderung des FNP erforderlich 
wird.

3.0 Allgemeine Planungsziele

Mit dem Bebauungsplanverfahren ’Altefeld’ möchte die Gemeinde Brandscheid dem Bedarf nach 
mittelfristig verfügbaren Wohnraum durch die Bereitstellung neuer Wohnbauflächen Rechnung tragen. 
Gleichzeitig strebt die Gemeinde an, die bestehenden Defizite hinsichtlich der landschaftlichen 
Einbindung des südlichen Ortsrandes durch die Schaffung von Streuobstwiesen, Feldgehölzen und 
anderen 'traditionellen' Elementen extensiv genutzter Kulturlandschaften zu verringern. Dies soll 
allerdings nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanverfahrens, sondern im z.Zt. durchgeführten 
Fiurbereinigungsverfahren für die Gemarkung Brandscheid sichergestellt werden; dem künftigen 
Baugebiet sollen auf gemeindeeigenen Flächen Streuobstgürtel, Feldgehölze und Ortsrandwege
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(insbesondere für den landwirtschaftlichen Verkehr) im Rahmen der Flurneuordnung vorgelagert 
werden.

4.0 Nachbarschaft des Planungsraumes

Der Teilgeltungsbereich 1, das eigentliche Baugebiet, grenzt im Nordwesten und Westen an bereits 
vorhandene Wohnbebauung an; ansonsten ist er meist von offenen, intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Flächen umgeben. Nordöstlich des künftigen Baugebietes und in unmittelbarer 
Waldrandnähe ist die örtliche Schutzhütte (mit Grill- und Bolzplatz) gelegen.

Der Teilgeltungsbereich ’ Mühlbach ’ ist im Westen und Norden von Waldflächen (z.T. 
Neuaufforstungen), ansonsten von offenen, z.T. ökologisch wertvollen Grünlandbereichen umgeben.

5.0 Gliederung des Baugebietes und wichtige Festsetzungen des Bebauungsplanes

Der Planbereich soll im wesentlichen der Unterbringung von Wohngebäuden dienen; als Art der 
baulichen Nutzung ist deshalb "Allgemeines Wohngebiet" (gemäß § 4 BauNVO) festgesetzt. Neben der 
Errichtung von Wohngebäuden sind bspw. auch Läden, Schank- und Speisewirtschaften, die der 
Versorgung des Gebietes dienen, und nicht störende Handwerksbetriebe allgemein zulässig.

Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung orientiert sich an den üblicherweise erforderlichen 
Ausnutzungsziffern (für Siedlungsbereiche mit überwiegender Ein-/Mehrfamilienhausbebauung in 
offener Bauweise) und bleibt unter den in § 17 BauNVO formulierten Obergrenzen für allgemeine 
Wohngebiete zurück, um eine Begrenzung der vielfach unnötigen Bodenversiegelungen im Plangebiet 
sicherzustellen (Grundflächenzahl 0.3 bzw 0.2 (im Bebauungsabschnitt 2 mit Grundstücksgrößen über 
1100 qm); Geschoßflächenzahl 0.6 bzw. 0.4).

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeichnung mittels Baugrenzen bestimmt. Als 
Bauweise ist die offene Bauweise festgesetzt; eine (auch bauliche) Nutzung der Grenzabstandsflächen, 
wie sie auf der Grundlage des Bauordnungsrechts möglich ist, wird durch diesen Bebauungsplan nicht 
eingeschränkt. Die zulässige Höhe der zu errichtenden Gebäude wird über die Festsetzung einer 
maximalen Gebäudehöhe (Höhe über der natürlichen Geländeoberfläche max. 9.0 m) bestimmt.

Zur Minimierung der mit der Bebauung verbundenen Eingriffe in den Naturhaushalt sind einige 
siedlungsökologische Festsetzungen aufgenommen worden: die Begrünung von Dach- und 
Fassadenflächen bei Nebengebäuden erfüllt wichtige kleinklimatische Funktionen und trägt zu einem 
attraktiven Wohnumfeld bei. Für die Grundstücksfreiflächen der Baugrundstücke sind ebenfalls 
Regelungen zu ihrer gärtnerischen Nutzung bzw. ihrer Ausstattung mit heimischen Bäumen und 
Sträuchern getroffen worden. Zur Wahrung eines vielfach noch dörflichen Ortsbildes wurden 
Regelungen zur Gestaltung der Einfriedungen als 'Örtliche Bauvorschriften’ in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen.

6.0 Grünordnung / Siedlungsökologie

Die tlw. sichtexponierte Lage des für die Bebauung vorgesehenen Gebietes macht eine intensive 
Durchgrünung erforderlich; der jetzige abrupte Übergang von besiedeltem Bereich und freier 
Landschaft (insbesondere im nördlichen Abschnitt) wird den Anforderungen einer dorfbildgerechten 
Einbindung der Bebauung in die umgebende Landschaft nicht gerecht.
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Die im Geltungsbereich der Planung gelegene Quellflur mit angrenzenden feuchten Wiesenflächen 
stellt sich als ein nach Maßgabe des Landespflegegesetzes geschützter Lebensraum dar und ist 
unbedingt zu erhalten. Für die sich an das Biotop nach § 24 LPfG nördlich anschließende Wiese, die 
als "private Grünfläche" festgesetzt wird, sind im Bebauungsplan darüber hinaus Pflegemaßnahmen 
nach § 9(1) Nr.20 BauGB formuliert.

Mit dem Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet - wie die 
Flächenversiegelungen durch Straßen, Gebäude und Hoflächen die auf das erforderliche Maß zu 
minimieren bzw. auszugleichen sind. In der nachfolgenden Gegenüberstellung werden den auf den 
jeweiligen Baugrundstücken maximal zulässigen Eingriffen die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen außerhalb der eigentlichen Baugrundstücke zugeordnet. Bei der 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs ist berücksichtigt, daß nach § 19 (4) BauNVO eine 
Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl durch die Grundflächen von Stellplätzen, Garagen 
und Nebenanlagen um bis zu 50 % im allgemeinen zulässig ist. Der Planungsträger beabsichtigt, die 
außerhalb der eigentlichen Baugrundstücke erforderlichen Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen an Stelle 
und auf Kosten der jeweiligen Vorhabenträger durchzuführen.

Eingriff/Eingriffsort Maximale
Neuversiegelung

Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen

Baugrundstücke ca. 11.600 qm 
(ca. 7.900 qm ohne eine 
Überschreitung der GRZ)

Extensivierung von bisher intensiv genutzten 
Grünlandbereichen im 2.Teilgeltungsbereich 'Mühlbach'

Erschließungs
straßen

ca. 4.200 qm Extensivierung von bisher intensiv genutzten 
Grünlandbereichen im 2.Teilge!tungsbereich 'Mühlbach’

Die für Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen vorgesehene gemeindeeigene Fläche im Gemarkungsteil 
'Mühlbach' (ca. 3.07 ha) wird derzeit intensiv bewirtschaftet. Ziel ist es, durch eine Extensivierung der 
Grünlandnutzung (eingeschränkte Mahd, Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln) eine Steigerung 
der Artenvielfalt zu erreichen.

7.0 Erschließung / Ver- und Entsorgung

Die verkehrliche Erschließung des Baugebietes soll durch eine neue Anbindung an die Kreisstraße 
K 74 am südlichen Ortseingang erfolgen; die an der künftigen Einmündung freizuhaltenden Sichtfelder 
(insbesondere auf den privaten Baugrundstücksflächen) sind in der Planzeichnung dargestellt: hier sind 
bauliche Anlagen, Bepflanzungen etc. von mehr als 80 cm Höhe über der Fahrbahnoberkante aus 
Gründen der Verkehrssicherheit nicht zulässig.

Die Haupterschließungsstraße bindet zudem am nördlichen Rand des Geltungsbereiches an den 
’Höhenweg’ und die ’Waldstraße’ an. Dies wird eine spürbare verkehrliche Entlastung der innerörtlichen 
Anliegerwohnwege ’Höhenweg’ und 'Bergstraße’ nach sich ziehen. Der östliche Abschnitt des neuen 
Baugebietes soll durch verkehrsberuhigt auszubauende Wohnwege (Mischflächen mit vereinzelten 
Baumpflanzungen) erschlossen werden.

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes ist durch den Anschluß an die vorhandenen Ortsnetze 
sicherzustellen.



Bauleitplanverfahren ’ Altefeld ’ der Gemeinde Brandscheid (Verbandsgemeinde Westerburg) 4

8.0 Flächenbilanz

Teilgeltungsbereich 1 (Altefeld):

Wohnbaugrundstücke
- Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

Verkehrsflächen
- Wirtschaftsweg

Private Grünflächen

Geschütztes Biotop (Quellflur) nach § 24 Landespflegegesetz

Gesamtfläche Teilgeltungsbereich 1

Teilgeltungsbereich 2 (Mühlbach):

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft

Wirtschaftswege

Gesamtfläche Teilgeltungsbereich 2

0.10 ha
2.82 ha

0.03 ha
0.49 ha

0.10 ha

0.13 ha

3.54 ha

2.84 ha 

0.23 ha 

3.07 ha

9.0 Bodenordnung

Zur Umsetzung der mit der vorliegenden Planung formulierten Ziele wird ein Umlegungsverfahren 
eingeleitet. Z.Zt. wird bereits für die Gemeinde ein Flurbereinigungsverfahren vom zuständigen 
Kulturamt Westerburg durchgeführt. Die wesentlichen Planinhalte und -ziele sind mit dem laufenden 
Flurbereinigungsverfahren abgestimmt.

Dillenburg, im August 1995

DÖR nI er' i  PARTNER


